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KURZ KOMMENTIERT
Jahreswirtschaftsbericht 

Schon überholt?

Den großen Prognosereigen schließt alljährlich 
die Bundesregierung mit ihrem Jahres wirtschafts­
bericht ab. Sie hat ihre Ende des letzten Monats 
vorgelegte Zielprojektion noch einmal m it einem 
eindringlichen Appell an die Tarifpartner verbun­
den, die ihnen in unserem Wirtschafts- und Ge­
sellschaftssystem zugestandene Rolle gerade in 
der gegenwärtigen Situation mit hohem Verant­
wortungsbewußtsein auszufüllen. Deshalb ste llt 
sie noch einmal dar, wie das in der Regierungs­
erklärung vom Dezember bereits vielfach be­
schworene Prinzip der Solidarität ökonomisch zu 
deuten ist.
Solidarität ist mit den über eine M illion Erwerbs­
losen zu üben, und zwar unter bestimmten Rah­
menbedingungen. Die w ichtigste: die bisher er­
reichten Stabilisierungserfolge müssen zumindest 
konsolidiert werden. Im Hinblick auf die gleich­
zeitige Erzielung eines erneuten, kräftigen Wachs­
tums (BIP-Projektion fü r 1977: +  5 % ) als Voraus­
setzung fü r einen weiteren Abbau der Arbeits­
losigkeit kommt dem Verhalten der Tarifparteien 
entscheidende Bedeutung zu. In Kenntnis der 
beabsichtigten Geld- und Finanzpolitik haben sie 
zu beachten, „daß die Entwicklung der Lohn­
kosten wesentlich mit darüber entscheidet, ob . . .  
Arbeitsplätze unwirtschaftlich werden . . Di e Un­
ternehmen aber sollten ihr Preisverhalten nicht 
allein an kurzfristigen Marktchancen orientieren. 
Selbst wenn das Wachstum die in der Z ielpro jek­
tion genannte Größenordnung erreicht, verbliebe 
immer noch eine Arbeitslosenquote von rund 4 %  
-  ein unbefriedigend hoher Stand. Inzwischen 
aber liegen bereits neue Daten vor. Insbesondere 
die Tarifabschlüsse in der Metallindustrie, die zu 
deutlich höheren Kostenbelastungen führen als 
projektiert, lassen fü r den weiteren Verlauf der 
Lohnrunde wenig Gutes ahnen. wt

Währungspolitik

Gefährliche Schlange

Oberstes wirtschaftspolitisches Ziel bleibt nach 
Aussagen des Bundesfinanzministers die Be­
kämpfung der Inflation, und dabei komme der 
Geldpolitik nach wie vor eine entscheidende Rolle 
zu. Damit hängt die Erreichung des Stabilitäts­
zieles in hohem Maße von der richtigen Dosierung 
der Geldmenge durch die Bundesbank ab. In die­
sem Zusammenhang sprach sich M inister Apel 
auch für eine Beibehaltung flexib ler Wechselkurse

aus. Dem kann man nur zustimmen. Entsprechen­
des g ilt auch für die skeptische Haltung des M ini­
sters gegenüber der Verwirklichung der Europä­
ischen Wirtschafts- und Währungsunion. Denn 
nach wie vor sucht man vergebens nach Ansatz­
punkten fü r gemeinsame wirtschafts- und wäh­
rungspolltische Anstrengungen der EG-Länder: 
nicht nur die Entwicklungen, sondern auch die 
Prioritäten in den einzelnen Mitgliedstaaten diver­
gieren stärker denn je.
Um so unverständlicher ist es, daß trotzdem für 
die Erhaltung und Erweiterung der Währungs­
schlange plädiert w ird, zumal sich gezeigt hat, 
daß Wechselkursänderungen aus politischen 
Gründen immer w ieder verzögert werden und da­
mit das Stabilitätsziel häufig bedroht w ird. Zu oft 
war die Bundesbank im Rahmen ihrer Interven­
tionspflicht schon gezwungen, die bei Währungs­
unruhen zugeflossene Liquidität — sei es durch 
eine Änderung ihrer M indestreservepolitik oder 
durch Offenmarktoperationen — zu neutralisieren. 
Nicht zuletzt aus diesem Grunde hat sich die Bun­
desbank — zu Recht — mehrfach für eine Abschaf­
fung der Schlange ausgesprochen. us

Innerdeutsche Beziehungen

Scheinbare Widersprüche

Als großer Publikumserfolg hat sich die erste 
offizielle Ausstellung der Bundesrepublik in der 
DDR erwiesen. Weit über 80 000 Besucher kamen 
zum Alexanderplatz, um „Fotografie in Wissen­
schaft und Technik“ zu sehen. Bereits das Zu­
standekommen dieser industriellen Bilderschau 
— trotz festgefahrener Verhandlungen über ein 
Kulturabkommen — läßt das Interesse der DDR 
an funktionierenden technisch-wirtschaftlichen Be­
ziehungen erkennen. Immerhin ste llt ein jähr­
liches Handelsvolumen von rd. 8 Mrd. DM bei ge­
genwärtig nahezu ausgeglichenen Warenströmen 
(wobei das IV. Quartal 1976 Änderungen bringen 
mag) ein festes und bewährtes Fundament dar. 
Dieser wirtschaftlichen Kooperation steht politisch 
jedoch ein harter Abgrenzungs-, ja  Konfronta­
tionskurs gegenüber. Einmischung in die inneren 
Verhältnisse lautet der zuletzt erhobene Vorwurf, 
m it dem die Ausreiseregelung für DDR-Bürger 
torpediert werden soll; ihm war u. a. die zeitwei­
lige Absperrung der Ständigen Vertretung voraus­
gegangen.
Gerade die inneren Probleme jedoch — so ist zu 
vermuten — lassen die SED nach altem Muster 
den Feind draußen suchen. Rohstoffverteuerun­
gen und Emteausfälle erzwingen Planrevisionen 
und verlangsamen den technischen Fortschritt. 
Die Bevölkerung reagiert mit Unmut auf Versor-
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gungsengpässe und drohende Preiserhöhungen. 
Schließlich stellen über 100 000 ausreisewillige 
Bürger nicht nur ein Arbeitskräfteproblem dar, 
sondern lassen auch auf eine gewisse Staatsver­
drossenheit schließen. Der scheinbare Wider­
spruch zwischen scharfer Abgrenzung und gleich­
zeitiger Zusammenarbeit w ird erklärbar: Die Bun­
desrepublik als Gegner Nr. 1 lenkt von der Ver­
trauenskrise zu Staat und Partei ab, die Bundes­
republik als zweitgrößter Handelspartner h ilft mit, 
d ie W irtschaftsprobleme als eine Komponente ge­
sellschaftlicher Instabilität zu überwinden. Dabei 
stellen nicht zuletzt der — 1976 voll ausgenutzte 
— Swing und die „s tille  M itgliedschaft“ in der EG 
beachtliche Vorteile dar. hdr

Nord-Süd-Kommission

Vorsicht geboten

D er Vorschlag des Weltbankpräsidenten, Robert 
McNamara, eine internationale Kommission ein­
zuberufen, die unter der Leitung Willy Brandts 
Empfehlungen zur Lösung der Welthandelspro­
bleme und des Ressourcentransfers in die armen 
Länder ausarbeiten soll, hat ein zwiespältiges 
Echo gefunden. Einerseits dürften die internatio­
nale Erfahrung des Friedensnobelpreisträgers 
Brandt und seine Reputation im Ausland gute 
Voraussetzungen für eine M ittlerro lle  im Nord- 
Süd-Konflikt bieten, zumal Brandt die Notwendig­
keit eines weltweiten Engagements a ller G utw illi­
gen fü r den Abbau des Wohlstandsgefälles zwi­
schen Industrie- und Entwicklungsländern w ieder­
holt ausdrücklich anerkannt hat. Andererseits hat 
die Wahl Brandts zum Vorsitzenden der Sozialisti­
schen Internationale im konservativen Lager 
Zweifel an seiner Eignung für das Amt des Kom­
missionsvorsitzenden aufkommen lassen. 
Schwerer w iegt allerdings die Befürchtung, daß 
W illy Brandt als deutscher Politiker seine regie­
renden Parteifreunde beim Wort nehmen muß, 
wenn die Kommission die Forderung nach einer 
Aufstockung der Entwicklungshilfe erheben sollte. 
Der Etat des Bundesministenums für w irtschaft­
liche Zusammenarbeit hat deutlich gezeigt, daß 
derartige Wünsche bei der augenblicklichen Haus­
haltslage wenig Verständnis finden würden. Auch 
Bundeskanzler Schmidt hat kürzlich noch einmal 
in aller Deutlichkeit darauf hingewiesen, daß die 
Bundesrepublik nicht allein den Aufschwung in 
den Industrieländern und steigende Entwicklungs­
hilfeleistungen finanzieren kann. Sollten aber die 
von der Kommission getroffenen Beschlüsse am 
Widerstand der Bundesrepublik scheitern, so 
dürfte Brandts politischer Einfluß sehr schnell ab­
nehmen. Schließlich scheint Vorsicht in dieser 
Sache -  unabhängig von der Person des Kom­
missionsvorsitzenden — auch insofern geboten,

als internationale Kommissionen in der Vergan­
genheit meist außer dickleibigen Erklärungen und 
erheblichen Spesen wenig Sichtbares hinterlassen 
haben. mk

Energiepolitik

Kerndiskussion

D as Verwaltungsgericht Schleswig hat nun ent­
schieden, daß der Baustopp für das Kernkraft­
werk Brokdorf vorläufig — bis zur nächsten ge­
richtlichen Instanz — bestehen bleibt. Man mag 
zu dieser Entscheidung stehen wie man w ill, was 
vor allem davon abhängig sein dürfte, ob man — 
wie u. a. der Hamburger Senat — der Meinung ist, 
das Kernkraftwerk in Brokdorf sei auf jeden Fall 
notwendig, oder nicht. Zuzustimmen ist dem Ham­
burger Senat jedoch in seiner Ansicht, daß vor 
dem Bau weiterer Kernkraftwerke eine Denkpause 
und eine gründliche Diskussion mit der Bevölke­
rung notwendig sei.
Bei diesen Diskussionen kann es jedoch nicht so 
sehr um Aufklärungsaktionen technischer Art ge­
hen. Wie die jüngsten Diskussionen und Stellung­
nahmen mit bzw. von Experten verschiedenster 
Fachrichtungen und Couleur gezeigt haben, läßt 
sich zu jeder begründeten These eine begründete 
Gegenthese aufstellen — von Wertvorstellungen 
ganz zu schweigen. Dies g ilt sowohl hinsichtlich 
der Betriebssicherheit eines Kernreaktors und der 
Unfallwahrscheinlichkeit als auch hinsichtlich der 
Entsorgungsproblematik. Dies g ilt für den Zu­
sammenhang zwischen Quantität und Qualität des 
Wirtschaftswachstums und der Energieversorgung 
ebenso wie fü r den Zusammenhang zwischen 
Niveau und Struktur des Energieverbrauchs und 
der Verfügbarkeit von alternativen Energiequellen 
sowohl in technischer als auch zeitlicher Hinsicht.

Es geht nicht — oder nicht mehr — so sehr um 
Brokdorf oder nicht, um Whyl oder nicht. Im Kern 
geht es letztlich — um den Parlamentarischen 
Staatssekretär im Forschungs- und Technologie­
m inisterium Volker Hauff zu zitieren — um „w irt­
schaftliches Wachstum, . . Richtung und Struktur 
des Wachstums und . . Lebensqualität“ — und um 
all die Risiken, die sich aus unsicheren Kenntnis­
sen über Zusammenhänge und künftige Entwick­
lungen ergeben. Die Risiken, die m it einem ver­
stärkten Einsatz von Kernenergie verbunden sind
— betriebliche, Umwelt- und nicht zuletzt gesell­
schaftspolitische Risiken, die aus entsprechenden 
Sicherheitsvorkehrungen resultieren können —, 
müssen offen und deutlich — vereinfacht gesagt
— den sozial- und gesellschaftspolitischen Risiken 
eines verminderten Wachstums gegenübergestellt 
werden. Der viel berufene mündige Bürger muß 
sich der möglichen Kosten seiner gewählten A lter­
native bewußt werden können. ogm
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